
 

 

 

 

KEY FINDINGS 

» Der Anteil von existenzbedrohten Organisationen stagniert bei 5 Prozent. Hingegen wuchs 

der Anteil jener Organisationen, die eine solche Situation für das laufende Jahr noch 

fürchten, von 10 auf 15 Prozent. 

» 16 Prozent der Organisationen erhielten kaum bis keine Informationen über Hilfen der zu-

ständigen Ressorts. 

» 43 Prozent verzeichnen weder Kündigungen, noch Eintritte neuer Mitglieder. Organisatio-

nen, die wenige Kündigungen haben, verzeichnen tendenziell mehr Eintritte und umge-

kehrt. 

 
EMPFEHLUNGEN FÜR DIE POLITIK  

» Angesichts der nicht berechenbaren Pandemiedynamik und unsicheren Selbsteinschätzung 

der existenziellen Lage, sollten Soforthilfeprogramme für gemeinnützige Organisationen 

weiterhin angeboten werden. 

» Ressourcen sollten in den Ausbau einer guten Kommunikationsinfrastruktur investiert wer-

den, die über Multiplikatoren wie Netzwerkstellen und Verbände hinaus reicht, um weitere 

Akteure mit Unterstützungsangeboten und wichtigen Informationen zu teilen und den Aus-

tausch untereinander zu fördern. 

» Die Erarbeitung spezifischer Profile von sogenannten Mitgliederverlierern ermöglicht eine 

spezifische Konzeption wirksamer Unterstützungsangebote in den Bereichen Öffentlich-

keitsarbeit, Mitgliederpflege und Führungskräfteplanung. 

ABBILDUNG: 16 PROZENT DER BEFRAGTEN HABEN KEINE INFORMATIONEN ZU SOFORTHILFEN ERHALTEN 
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AKTUELLE PANELBEFRAGUNG  

Befragungszeitraum: Juni 2021;  

Stichprobengröße: 1.603 
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